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Das Bankgeheimnis im Konzern und bei Übernahmen 

von D r . Peter C . Honegger und D r . Thomas A . Fr ick , Rechtsanwäl te , Zür ich 

Der Transfer von Kiindendaten im 
Bankkonzern wird durch das Bank­
geheimnis stark eingeschränkt. Bis 
vor Icurzem bestand keinerlei gesetz­
liche Grundlage, welciie diesen Infor­
mationsfluss ausdriicklich gestat­
tete. Seit dem 1. Februar 1995 regelt 
das Bankengesetz den Datenfluss 
zwecks konsolidierter Beaufsichti­
gung, allerdings niciit umfassend. 
Untersucht werden naclifolgend die 
nicht gesetzlich geregelten Daten-
fliisse zwecks konsolidierter Beauf­
sichtigung sowie Datenflüsse bei der 
Datenfernverarbeitung und bei 
Übernalmien, wo eine gesetzliche 
Regelimg gänzlich fehlt. 

Le transfert au sein d'im groupe 
bancaire de donnees relatives aux 
clients est serieusement restreint 
par le secret bancaire. II n'existait 
jusqu'ä recemment pas de base le­
gale permettant expressement un tel 
flux de donnees. La loi sur les 
banques regit (de maniere incom­
plete) cette question depuis le 15 fe­
vrier 1995, en matiere de sia'veil-
lance consolidee. Les auteurs trai-
tent du transfert de donnees aux fins 
de surveillance consolidee dans des 
domaines dont la novelle de 1995 ne 
traite pas, ainsi que du transfert 
(non regle par la loi) de donnees 
pour leur traitement ä distance ou 
dans le cadre d'ime acquisition. 

Banking secrecy requirements seri­
ously hamper the transfer of client 
data inside a banking group. Tiiere 
was up to recently no explicit legal 
basis permitting such transfers. The 
Banking Law addresses tlris issue 
for the purpose of consolidated su­
pervision since October 15, 1995, 
although incompletely. Tlie authors 
deal with questions of transfer of 
data for tbe purpose of consolidated 
supervision in areas not covered by 
the new Banking Law provision, as 
well as with problems related to the 
transfer of data in areas not dealt 
with by specific legal provisions (re­
mote data processing and acquisi­
tion offirms). 
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kengesetz' (BaG) gedacht. Dies ist sicher auch berech­
tigt, denn der bekannte Art. 47 BaG wurde in den 
dreissiger Jahren in das Bankengesetz eingefügt (und 
als Offizialdelikt ausgestaltet), um — wie der Bundes­
rat in der Botschaft ausführte — 

«wirksam gegen die mannigfachen Versuche der totaHtä-
ren Regime jener Zeit anzukämpfen, ihre Devisengesetzge­
bung, die oft auf Enteignung hinauslief, in der Schweiz zur 
Anwendung zu bringen, irni die Hand auf das in unseren 
Banken deponierte Vermögen der aus politischen oder rassi­
schen Gründen verfolgten Personen zu legen.»^ 

Das Bankgeheimnis wird daher oft vor allem als 
auf die Abwehr ausländischen öffenthchen Rechts 
ausgerichtet verstanden. 

Zusehends treten aber auch andere Aspekte des 
Bankgeheimnisses stärker in das Bewusstsein, nicht 
zuletzt wegen der enormen Zunahme des Informations­
austausches, der sich auch über die Landesgrenzen hin­
aus erstreckt, und der mit dem Inkrafttreten des Daten-
schutzgesetzes^ (DSG) erfolgten Sensibihsierung auf 
PersönUchkeitsverletzungen durch Datenflüsse. 

Insbesondere stellt sich die Frage der Zulässigkeit 
der Übermittlung von Kundeninformationen im 
Konzern und bei Übernahmen von Banken. In beiden 

1. Einleitung 

Beim Wort «Bankgeheimnis» wird oft sogleich an 
die Abwehr ausländischer Steuerfahnder und an die 
strafrechtliche Schutzbestirmnung des Art. 47 Ban-

Bundesgesetz über die Banken und Sparkassen vom 
8. November 1934 (SR 952.0). 
Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung 
über die Revision des Bankengesetzes, BBl 1970 I 1161. 
Bundesgesetz über den Datenschutz vom 19. Juni 1992 
(SR 235.1). 
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Fällen besteht eine gewisse Spannung zwischen wirt­
schaftlicher Verbundenheit (resp. beabsichtigter Ver­
bundenheit im Fall der Übernahme) und dem rechtli­
chen Abstellen auf die Einheit der Bank als Geheim­
nisträger. Der Konflikt verschärft sich, wenn Daten 
ins Ausland übermittelt werden. 

Während die Bank Geheimnisherrin ihrer Ge­
schäftsgeheimnisse ist und über deren Weitergabe 
selbst bestimmen kann, ist bezüglich des Bankgeheim­
nisses der Kunde — und nicht die Bank — Geheimnis-
herr*. Die Bank ist vielmehr Geheimnisträgerin und 
jeder Informationsfluss aus der Rechtseinheit «Bank» 
heraus ist grundsätzlich geeignet, zu einer Verletzung 
des Bankgeheimnisses zu führen. Kundeninformatio­
nen können deshalb grundsätzlich nur mit Zustim­
mung der betroffenen Kunden weitergegeben werden. 

Das Problem des Bankgeheimnisses im Konzern 
und bei Übernahmen scheint derzeit auch aktuell zu 
sein: 

- Die Globalisierung des Bankwesens hält an; nach 
dem Auftreten von zahlreichen Tochterbanken ja­
panischer Bankinstitute beginnen nunmehr russi­
sche Banken verstärkt auf dem Schweizer Markt 
aufzutreten. 

- Verschiedene Banken wählen Holdingstrukturen. 
Dachholdinggesellschaften bestehen etwa in der CS-
Holding, der Bär Holding A G , der Vontobel Hol ­
ding A G und der BZ Gruppe Holding A G . 

- Vor allem aber erleben wir seit einigen Jahren einen 
starken Konzentrationsprozess im Bankwesen, der 
sich voraussichtlich in nächster Zeit noch fortsetzen 
wird. Erwähnt sei in diesem Zusammenhang etwa 
die Übernahme der Schweizerischen Volksbank 
und der Neuen Aargauer Bank durch die Schweize­
rische Kreditanstalt, die Übernahme der Solo­
thurner Kantonaibank durch den Schweizerischen 
Bankverein sowie die zahlreichen Zusammen­
schlüsse von Sparkassen und Regionalbanken in 
den vergangenen Jahren: Allein im Jahre 1993 fan­
den über zwanzig solche Übernahmen und Zusam­
menschlüsse statt^. 

Bernhard Müller, Die Praxis der Eidgenössischen Ban­
kenkommission, in: Jubiläumsschrift 50 Jahre Eidgenös­
sische Bankenkommission, Zürich 1985, 377. 
Eine Zusammenstellung von 25 Bankübernahmen im 
Jahre 1993 fmdet sich in: Wer übernahm wen? Fusionen 
und Beteihgungen 1994, Separatheft der Schweizerischen 
Handelszeitung 1994. 

Leider fehlt aber eine der grossen praktischen Be­
deutung der Frage entsprechende Behandlung in der 
Lehre und Judikatur''. 

Die nachfolgenden Überlegungen sohen helfen, 
diese Lücke etwas zu verkleinern. 

2. Rechtsgrundlagen 

2.1 Umfang und Grenzen des Bankgeheimnisses 

Art. 47 B a G ist eine Strafnorm, die sich gemäss 
schweizerischer Rechtstradition an natürliche Perso­
nen wendet. Der Strafnorm zugrunde liegt aber ein 
zivilrechtliches Reclitsverhältnis zwischen dem Kun­
den (als Geheimnisherrn) und der Bank (als Geheim­
nisträgerin). Es ist dieses Verhältnis, welches den Um­
fang des Bankgeheimnisses bestimmt. Dies kommt 
wiederum deutlich in der Botschaft des Bundesrates 
zum Ausdruck: 

«Das Bankgeheimnis beruht keineswegs bloss auf dem 
Bankengesetz. Das Bundesgericht hat schon vor der Inkraft­
setzung dieses Erlasses die Geheimhaltungspflicht als selbst­
verständlichen Bestandteil jedes vertraglichen Verhältnisses 
zwischen der Bank und ihren Kunden betrachtet. Dessen 
Preisgabe bedeutet eine Verletzung übernommener Vertrags­
pflichten, aber zugleich eine Verletzung des Anspruchs des 
Kunden auf die Geheimhaltung als ein Ausfluss des Persön­
lichkeitsrechts. Das Bankgeheimnis ergibt sich somit aus den 
allgemeinen Bestimmungen des Obligationenrechts über den 
Vertrag sowie aus den Art. 27 und 28 des Zivilgesetzbu­
ches.»' 

Der Umfang der Geheunhaltungspflicht wird somit 
durch Vertrag und Persönlichkeitsrecht (insbesondere 
Art. 28 ZGB) bestimmt, wobei die Beurteilung jedoch 
meist zu analogen Resultaten führt. 

Aufgrund von Art. 28 Abs. 2 Z G B lassen sich drei 
Gruppen von Rechtfertigungsgründen unterscheiden, 
welche zur Aufhebung des Bankgeheimnisses berech­
tigen: a) Eine Vorschrift im Gesetz, b) die Einwüli-

^ Besondere Erwähnung verdienen in diesem Zusammen­
hang aber BodmerjKleiner!Lutz, Kommentar zum schwei­
zerischen Bankengesetz (Stand Dezember 1994), 
N 96-96b sowie N 102 zu Art. 47 sowie Aubert/Begtiin} 
Bernasconi/Graziano-von BurgjSchwöbI Treuillaud, Le se­
cret bancaire suisse, 3. A . , Bern 1995, 424 ff., welche 
allerdings die Bankengesetzrevision des Jahres 1994 nicht 
berücksichtigen. Kürzlich hat Urs Zulauf zum Thema 
referiert, vgl. Manuskript zum Referat «Bankgeheimnis 
und Kontrolle im Bankkonzern», Seminar des Europa 
Instituts Zürich vom 27. Juni 1995. 

' Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung 
über die Revision des Bankengesetzes, BBl 1970 I 1161. 
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gung des Verletzten, d. h. des Bankkunden oder c) ein 
überwiegendes öffentliches oder privates Interesse. 

a) Gesetzliche Vorschrift 

Rechtfertigung durch gesetzliche Vorschrift ist 
auch für das Bankgeheimnis anerkannter Rechtferti­
gungsgrund. Allerdings besteht in der Schweiz be-
kannthch keine umfassende Gesetzgebung zum Kon­
zernrecht, schon gar nicht zu den Datenflüssen im 
Konzern^. 

b) Einwilligimg 

Auch die Einwilligung des Bankkunden ist für das 
Bankgeheimnis anerkannt, als Ausdruck des alten 
Grundsatzes «volenti non fit iniuria». Die Frage ist 
aber, in welcher Form die Einwilligung gegeben wer­
den muss; Muss diese schriftlich erfolgen oder reicht 
die mündliche Einwihigung aus? Muss sie explizit 
erfolgen oder kann dies auch konkludent geschehen? 
Muss sie im voraus gegeben werden oder kann sie 
auch nachträglich erfolgen? Die Fragen sind bereits 
beim allgemeinen Persönlichkeitsrecht umstritten' 
und auch für das Bankgeheimnis im besonderen kei­
neswegs geklärt'". Mangels Präjudizien sohte eine vor­
gängige schriftliche Einwilligung des Bankkunden vor­
liegen. Mit grossen Unsicherheiten behaftet wäre eine 
lediglich mündliche Einwilligung oder aber auch eine 
Einwilhgung durch konkludentes Verhalten. Obwohl 
das ObUgationenrecht'' vorsieht, dass nur Icraft aus­
drücklicher Vorschrift spezielle Formerfordernisse 
bestehen, ist der Verzicht aufdas Bankgeheimnis — in 
Analogie zum Verzicht auf den Wohnsitzrichter — in 
den allgemeinen Geschäftsbedingungen in der Regel 
wohl nur gültig, wenn er hervorgehoben und unter­
zeichnet ist'^. 

c) Überwiegendes Interesse 

Anerkannter Rechtfertigungsgrund ist jedoch 
auch ein überwiegendes öffenthches oder privates In­
teresse. Die Entstehungsgeschichte des Art. 47 BaG 
macht aber verständlich, weshalb ein solcher Recht­
fertigungsgrund nur zurückhaltend angenommen 
wird'^. Eine auch für den Konzernbereich relevante 
Interessenabwägung findet sich allerdings im Daten­
schutzgesetz: Ein überwiegendes Interesse der Bank 
wird anerkannt, wenn diese zum Zwecke der Prüfung 
der Kreditwürdigkeit nicht «besonders schützens­
werte Daten» bearbeitet'''. Kreditdaten gelten dabei 
nicht als besonders schützenswert'^. Freihch dürfen 
anderen (Konzern)Gesellschaften nur jene Daten 
übermittelt werden, welche — z. B. für den Abschluss 
oder die Abwicklung eines Vertrages - tatsächlich 
benötigt werden. 

2.2 Die rechtliche Erfassung des Konzerns 

Die Regelung des Konzerns und der Informations­
flüsse im Konzern ist für die Frage des Bankgeheim­
nisses insbesondere unter dem Aspekt der gesetzlichen 
Rechtfertigungsgründe interessant. 

Leider ist die rechthche Erfassung des Konzerns in 
der Schweiz derzeit noch lückenhaft und damit oft 
unklar"^. 

Als Ausgangspunkt für die Darstellung der 
Rechtslage kann ein im Jahre 1984 ergangener Bun­
desgerichtsentscheid" dienen. Darin stellte das Bun­
desgericht nicht nur fest, dass in der Schweiz keine 
Gesetzesnormen zum Konzern bestehen. Es bezeich­
nete es sogar als eines der grundlegenden Prinzipien 
des schweizerischen Gesellschaftsrechtes, dass jede 
zum Konzern gehörige Gesellschaft als rechtlich un­
abhängig und autonom betrachtet wird. 

Der nachfolgend besprochene Art. 4''"'"''"'" BaG ist in 
diesem Sinne eine Ausnahme. 
Vgl. Pierre Tercier, Le nouveau droit de la personnalite, 
Zurich 1984, N 627; Thomas Geiser, Die Persönhchkeits­
verletzung insbesondere durch ICunstwerke, Basel und 
Frankfurt am Main 1990, 121; Thomas A. Frick, Kredit­
würdigkeit und Kreditschädigung, Zürich 1993, 117 f. 
Vgl. dazu Wolfgang Wiegand, Zur Konvention X V I der 
schweizerischen Bankiervereinigung, in: Beiträge zum 
schweizerischen Bankenrecht, Bern 1987, 286 ff. und die 
ausführhche Diskussion unter datenschutzrechtlichem 
Aspekt bei Martin Atmnann, Datenschutz im Bank- und 
Kreditbereich, Zürich 1987, 306 ff. 
Art. 11 Abs. 1 OR. ' 

Vgl. hinten bei F N 40 — 43. Der Transfer von Kundenin­
formationen im Bankkonzern kann unter Umständen 
durch blosse Erwähnung in den A G B , also ohne Unter­

schrift des Kunden, zulässig sein, vgl. hinten bei 
F N 30-31 . 

'̂  Bei überwiegendem Eigeninteresse kann die Bank bzw. 
der Bankangestellte in strafrechtlicher Hinsicht Not­
stand i . S. v. Art. 34 StGB geltend machen; dazu 
BodmerlKleinerjLutz ( F N 6), N 9 1 f . zu Art .47. Zum 
überwiegenden Interesse der Aktionäre bei Übernahmen 
vgl. hinten bei F N 51. 
Art. 13 Abs. 2 lit. c D S G . 

'̂  Art. 3 lit. c D S G ; so ausdrücklich Urs Belser, in: Kom­
mentar zum Schweizerischen Datenschutzgesetz, Basel 
1995, N 10 zu Art. 3; vgl. auch Bodmer/KIeiner/Lutz, 
(FN6) , N 112 zu Art. 47. 

'^ Vgl. dazu die Tagungsunterlagen des Seminars «Rechts­
fragen im Konzern» vom 14. Juni 1995, organisiert durch 
die HSG-Weiterbildungsstufe. 

" B G E l l O I b 127 ff., 132. 
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In den seit diesem Entsclieid vergangenen zehn 
Jahren hat sich aber einiges geändert: Vor ahem 
schreibt das neue Aktienrecht'^ unter gewissen Vor­
aussetzungen die Erstellung einer Konzernrechnung 
vor. Dasselbe gilt nach den kürzlich erfolgten Ände­
rungen der Bankenverordnung (BaV) auch - wenn 
auch unter etwas anderen Voraussetzungen — für 
Banken. Überdies regelt das Bankengesetz selber", 
wenn auch primär für ausländisch beherrschte Ban­
ken, gewisse Aspekte der konzernmässigen Einbin­
dung. 

Die Gesetzesnovelle vom 25. August 1993 zum 
Bankenrecht gilt gemäss Rundschreiben der EBK^" im 
Verhältnis zum neuen Aktienrecht als lex speciahs 
bzw. lex posterior. Hinsichtlich Konsolidierungs­
pflicht und Aufsichtsrecht sind daher für Banken pri­
mär die kürzlich eingefügten Bestimmungen in Ban­
kengesetz und -Verordnung massgeblich. 

Die Anerkennung des Konzerns erfolgte aber vor 
allem durch zwei kürzlich ergangene Bundesgerichts­
entscheide: 

- Im CS-Holding-EntscheicP-^ bestimmte das Bundes­
gericht, dass die im Bank- und Finanzbereich täti­
gen Konzerngesehschaften untereinander eine fak­
tische Beistandspflicht treffe, welcher daher durch 
entsprechende Eigenmittelunterlegung Rechnung 
zu tragen sei. 

- Im Swissair-Entscheid^^ wurde eine Haftung der 
Muttergesellschaft für ^ durch die Tochter er­
wecktes — Konzernvertrauen stipuliert. 

Es kann damit festgehalten werden, dass die wirt­
schaftliche Realität des Konzerns nunmehr auch vom 
schweizerischen Obligationen- und Bankrecht aner­
kannt wird. Inwiefern dies Auswirkungen auf die 
Handhabung des Bankgeheimnisses im Konzern hat, 
ist nachfolgend im einzelnen zu untersuchen. 

3. Das Bankgeheimnis im Konzern 

Zu unterscheiden ist, aus welchen Motiven Kun­
deninformationen an eine KonzerngeseUschaft über­
mittelt werden. Je nachdem, ob der Informationsfluss 

'8 Art. 663e-g und h sowie Art. 731a OR. 
'5 Art. 3"'̂  Abs. l" '^ (AS 7995 2109 f.) und Art. 41'''"'"''" BaG. 

Rundschreiben der Eidg. Bankenkommission: Verhältnis 
zwischen dem Bankengesetz und dem revidierten Aktien­
recht (Bankengesetz/Aktienrecht) vom 25. August 1993. 

21 B G E 116 Ib 331 ff. 
22 B G E 120 II 331 ff. 

zur konsolidierten Beaufsichtigung oder aber bei der 
Datenfernverarbeitung erfolgt, gelten unterschiedli­
che Regeln. 

3.1 Informationsfluss zur konsolidierten 
Beaufsichtigung 

Innerhalb eines einfachen «Musterkonzernes» mit 
einer Mutter- und zwei Tochtergesellschaften gibt es 
grundsätzlich drei zu prüfende Informationsflüsse: 
a) Von der Tochter zur Mutter, b) von der Mutter zur 
Tochter und c) zwischen den Töchtern bzw. Schwe­
stergesellschaften. 

a) Informationsfluss von der Tociiter an die Mutter 

Bis vor kurzem bestand keinerlei gesetzliche Rege­
lung, unter welchen Voraussetzungen Tochterbanken 
an die Mutterbank Kundeninformationen weiterlei­
ten dürfen. Von Brisanz war die Frage insbesondere 
dort, wo der Informationsfluss ins Ausland stattfin­
den sollte. Der Offenlegung von Kundendaten an die 
ausländische Mutterbank stand nicht nur Art. 47 
BaG, sondern auch Ai-f. 273 StGB entgegen. Die 
E B K hielt zur bislierigen Praxis im Jahresbericht 1984 
folgendes fest: 

«Die schweizerische Tochterbank ist eine selbständige, 
von der ausländischen Mutterbank getrennte juristische Per­
son und untersteht vohumfänghch dem schweizerischen 
Recht, insbesondere auch dem Bankgeheimnis nach Art. 47 
des Bankengesetzes. Kundengeheimnisse darf sie folglich 
gegenüber Dritten, wozu auch die Mutterbank als Aktionä­
rin und erst recht deren Aufsichtsbehörde gehören, nur mit 
Zustimmung des Geheimnisherrn offenlegen . . . 

Blosse Zahlenangaben ohne Nennung von Kunden sind 
vom Organ für Oberleitung, Aufsicht und Kontrolle (Ver­
waltungsrat) der Tochterbank sorgfältig darauf zu prüfen, 
ob sie aufgrund der konkreten Umstände (z. B. bei sehr 
detaillierter Gliederung) trotzdem Rückschlüsse auf Ge­
schäftsgeheimnisse einzelner Kunden zulassen und deshalb 
einer unzulässigen Verletzung des Bankgeheimnisses gleich­
kommen». 

Entsprechend der bisherigen Auffassung erhielten 
die ausländischen Mitglieder der Verwaltungsräte von 
schweizerischen Tochterbanken oft nur anonymi­
sierte Bonitätsprüfungsberichte. 

Seit dem 1. Februar 1995 gilt Art. 4'''""'"""' BaG, der 
eine ausdrückhche Regelung der Frage enthält. Dem-

23 EBK-Jahresbericht 1984 31 f., vgl. auch EBK-Jahres­
bericht 1978 16 f f , Bernhard Müller ( F N 4), 376 f f sowie 
Aubertj BeguinIBernasconiI Graziano-von BurgjSclnvobj 
Treuillaud ( F N 6), 425 f f 
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nach dürfen Banken ihrer Muttergesellschaft Kun­
deninformationen übermitteln, wenn: 
- die Mutter ihrerseits von einer Bank- oder Finanz­

marktbehörde beaufsichtigt wird und sowohl die 
Mutter als auch die Aufsichtsbehörde an ein Amts­
oder Berufsgeheimnis gebunden sind; 

- die Information nicht ohne vorherige Zustimmung 
der Tochter oder aufgrund einer Ermächtigung in 
einem Staatsvertrag an Dritte weitergeleitet wird; 
und 

- die Informationen zur konsolidierten Beaufsichti­
gung notwendig sind und ausschliesslich zu diesem 
Zweck verwendet werden. 

Unter den vorgenannten Voraussetzungen ist je­
doch keine Zustimmung des Kimden notwendig''-''. 

Der Gesetzeswortlaut selber enthält keine Be­
schränkung auf ausländisch beherrschte Banken; 
Art. 4"""'"'"' B a G ist daher auch auf den Informati­
onsfluss an Schweizer Konzernmütter anwendbar^^. 

^ j . ^ 4qumquies -^j^ .^-g ^-^ Erwähnung der 

Staatsverträge zeigt, gerade auch auf Datentransfer 
ins Ausland anwendbar. Die Bestimmung muss daher 
als lex specialis und lex posterior zum Datenschutzge­
setz und als Rechtfertigungsgrund im Sinne des Straf­
gesetzbuches 2 ' gelten. Aus diesem Grund ist auch kein 
sogenannter wirtschaftlicher Nachrichtendienst ge­
mäss Art. 273 StGB gegeben. 

Die bisherige Praxis, in ausländisch beherrschten 
Banken den ausländischen Verwaltungsratsmitglie­
dern nur anonymisierte Bonitätsprüfungsberichte zu 
geben, ist im Lichte von Art. 4'""''"'^' BaG nicht mehr 
nötig. 

b) Informationsfluss von der Mutter an die Tochter 

Keine Art. 4«""i'"^^ BaG entsprechende Bestün­
mung besteht jedoch derzeit für den umgekehrten 
Fall, wenn Informationen von der Mutter an die 
Tochter fliessen sollen. Es ist deshalb nach den allge­
meinen Kriterien zu beurteilen, ob Rechtfertigungs­
gründe für die Durchbrechung des Bankgeheimnisses 
bestehen: 

2'' Botschaft II über die Anpassung des Bundesrechts an das 
EWR-Recht (Zusatzbotschaft II zur EWR-Botschaft), 
BBl 1992 V 704 f 

" G l . M . BodmerlKleinerjLiäz ( F N 6), N 96a zu Art. 47; 
Zulauf {VH 6), Rz32. 

2S Insbesondere auch Art. 6 D S G ; gl. M . Rolf H. Weber, 
Grenzüberschreitender Datenverkehr, in: Datenschutz 
im europäischen Umfeld, Zürich 1995, 120, und Ammann 
( F N 10), 199. 

" Art . 32 StGB. 

Hinsichthch einer Rechtfertigung durch Rechts­
vorschrift kann festgesteht werden, dass im CS-
Holding-Entscheid die S K A als Tochter verpflichtet 
woirde, nicht nur ihre Mutter, die CS-Holding, son­
dern auch gleich noch ihre Schwester, die CS First 
Boston, zu konsohdieren. Aus diesem Grund muss 
auch zumindest derjenige Informationsfluss von der 
CS-Holding an die S K A zulässig sein, der gemäss 
Art. 4i''"i>'''=^ B a G von der Tochter zur Mutter zulässig 
ist^^. Dies freilich wohl nur soweit, als diese Informa­
tion zur Konsolidierung erforderlich ist. 

Eine gewisse Berücksichtigung überwiegender 
Interessen der Mutter erscheint aufgrund des Swiss-
air-Entscheids möglich: Wenn die Mutter aus «Kon­
zernvertrauen» für die Verbindlichkeiten der Tochter 
haftet, dann muss ihr als Korrelat auch eine Einsicht-
und Einflussnahme bei der Tochter zumindest bei 
grösseren Kundenrisiken zugestanden werden. 

Die persönhchkeitsrechtliche Literatur ist bei der 
Zulassung einer stihschweigenden Einwilligimg zu­
rückhaltend, lässt eine solche aber grundsätzlich zu^'. 
Das Bundesgericht stellte im CS-Holding-Entscheid 
fest: 

«Der Bankkonzern wird nämhch stärker als der In­
dustrie- oder Handelskonzem als wirtschaftliche Einheit 
wahrgenommen.» Ein faktischer Beistandszwang wurde an­
genommen, «wenn aufgrund öffentlich zugänglicher Infor­
mationen eine derart enge Verbindung zwischen beiden 
Gesellschaften hergestellt wird, dass sie als Bestandteüe 
derselben wirtschafthchen Einheit bzw. Unternehmung 
erscheinen. Dies ist namentlich der Fall , wenn Verbin­
dungselemente wie gleiche Firma oder Firmenbestandteile, 
Kapitalverflechtungen vertikaler oder horizontaler Natur, 
personelle Verflechtung der Organe, die auf einheitliche oder 
koordinierte Leitung schliessen lassen, sowie Synergien und 
Marktaufteüungen vorliegen.»^" 

Sofern eine Bank konzernmässig in der beschi-iebe­
nen Form auftritt, sollten auch die Anforderungen an 
die Zustimmung entsprechend tief liegen; die Auf­
nahme einer entsprechenden Erklärung in die A G B 
sollte jedenfalls genügen, da die Klausel unter solchen 
Umständen nicht als ungewöhnhch bezeichnet wer­
den könnte^'. 

28 G l . M . Z;(/a!(/ ( F N 6), F N 30, der Zurückhaltung bei e 
contrario Schlüssen fordert. 

29 Tercier (FN9) , N 628; Geiser ( F N 9), 121; Pedrazzinij 
Oberholzer, Grundriss des Personenrechts, 4. A . , Bern 
1993, 145. 

30 B G E 116 Ib 337 und 339. 
3' Gauch!Schluep, Schweizerisches Obligationenrecht A l l ­

gemeiner Teil, 5. A . , Zürich 1991, N 1141 f f ; vgl. etwa 
EBK-BuUetin 1991 30. 
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c) Informationsfluss zwischen Schwestern 

Die vorstehenden Ausführungen müssen im 
Grundsatz auch für Informationsflüsse zwischen 
Schwestergesellschaften gelten: 

Ist die Informationsübermittlung von der Tochter 
zur Mutter und von der Mutter zur Tochter erlaubt, 
dann muss die Möglichkeit bestehen, dieselben Infor­
mationen auch direkt zwischen den Töchtern, ohne 
Umweg über die Mutter, auszutauschen. Dies muss 
insbesondere dann gelten, wenn von einer Gesell­
schaft verlangt wird, ihre SchwestergeseUschaft zu 
konsohdieren. 

Zu beachten ist dabei jedoch, dass das Publikum 
ein Beherrschungsverhältnis eher kennt als eine an­
dere konzernmässige Verbindung: Während mit dem 
Bundesgericht als allgemein bekannt vorausgesetzt 
werden darf, dass die S K A und die CS-Holding kon­
zernmässig verbunden sind, ist die konzernmässige 
Verbindung zwischen SKA. und Bank Leu noch nicht 
im gleichen Masse allgemein ins Bewusstsein gedrun­
gen, weshalb an die Zustimmungserklärung der Kun­
den zur Informationsübermittlung höhere Anforde­
rungen gestellt werden müssten. 

3.2 Informationsfluss bei der Datenfernverarbeitung 

Werden Kundeninformationen ausserhalb des für 
die konsolidierte Beaufsichtigung nötigen Rahmens 
an Dritte übermittelt, etwa bei der Datenfernverarbei­
tung, so werden unterschiedliche Voraussetzungen an 
die Rechtfertigungen gestellt. Entscheidend ist, ob der 
Informationsfluss a) im Inland oder b) ins Ausland 
stattfindet. 

a) Informationsfluss im Inland 

Eine Möglichkeit, gewisse Funktionsbereiche im 
Konzern zusammenzulegen bzw. auszulagern, sog. 
«out-sourcing», besteht durch die Erteilung von Auf­
trägen, sei dies an Konzernschwestern oder an echte 
Dritte. Da der Beauftragte in Art. 47 Abs. 1 BaG 
ausdrücklich in das Bankgeheimnis eingebunden 
wird, muss dies grundsätzlich zulässig sein. Entspre­
chend hat der Bundesrat in der Botschaft ausgeführt: 

«Mit der Unterstellung des Beauftragten [unter das 
Bankgeheimnis] sollen insbesondere auch Rechenzentren er­
fasst werden, die von Banken mit der elektronischen Daten­
verarbeitung beauftragt werden.» ̂ 2 

32 Botschat des Bundesrates an die Bundesversammlung 
über die Revision des Bankengesetzes, BBI 1970 I 1182. 

Zulässig ist nicht nur die Datenfernverarbeitung 
durch echte Dritte wie die Telekurs AG^^ , sondern — a 
fortiori — auch die Datenfernverarbeitung durch 
Konzerngesehschaften 3''. 

In diesem Zusammenhang ist folgendes caveat an­
zubringen: Währenddem als gesichert gelten kann, 
dass das out-sourcing der Datenverarbeitung auf 
Mandatsbasis zulässig ist, kann natürhch nicht jed­
welche Verletzung des Bankgeheimnisses dadurch ge­
rechtfertigt werden, dass dem Datenempfänger ein 
«pro forma Auftrag» erteilt wird. Zulässig ist die 
Auslagerung von Dienstleistungen un Interesse des 
Bankkunden, so auch aus Gründen der Arbeitsteilung 
und Kosteneffizienz^^, wie etwa der Beizug von Revi­
sionsgesellschaften, Anwälten, Unternehmensbera­
tern, Softwareentwicklern. Zulässig ist damit auch 
das out-sourcing im Interesse der Bank, solange es 
zugleich dem Schutz der Interessen der Gläubiger 
bzw. Kunden dient 3''. Die Weitergabe von Kundenin­
formationen an Dritte, wie etwa Versicherungsgesell­
schaften, ist dagegen unzulässig, sofern und soweit sie 
nicht im Interesse der Kunden, sondern der Empfän­
ger erfolgt^''. 

b) Informationsfluss ins Ausland 

Anders ist die Rechtslage wiederum, wenn die 
(Konzern)Gesellschaft, welche die Daten bearbeitet, 
im Ausland ist: Die Informationsübermittlung fällt 
sodann einerseits unter Art. 6 DSG^^ und anderseits 
unter Art. 273 StGB. 

Gemäss Art. 6 D S G wird es in der Regel genügen, 
dass der Bankkunde über die Datenverarbeitung im 
Ausland orientiert wird, andernfalls ist die Infoima-
tionsübermittlung dem Eidgenössischen Daten­
schutzbeauftragten zu melden. Das D S G sieht aber 
keine vorgängige Bewilligung des Datenexports vor^'. 

Die Bundesanwaltschaft verlangt für den Daten­
transfer ins Ausland unter dem Gesichtswinkel von 

33 Urs Zulauf, Bankgeheimnis und historische Forschung, 
ZSR N F 113 (1994) 115. 

3'' G l . M . Aubert jBeguin / Bernasconi j Graziano-von Burg/ 
Schwöb / Treuillaud ( F N 6), 434. 

35 Dies. 103. 
3« G l . M . Bodmer/Kleiner/Lutz ( F N 6), N 96 zu Art. 47; 

weitergehend wohl Zulauf ( F N 33), 115. 
3'' Thierry Tissot, Beschränkung von grenzüberschreitenden 

Datenflüssen im Bankbereich, Zürich 1991, 132 f 
38 Urs Maurer, in; Kommentar zum Schweizerischen Da­

tenschutzgesetz, Basel 1995, N 16 zu Art. 6. 
39 Vgl. auch RolfH. Weber ( F N 26), 107. 
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Art. 273 StGB allerdings, dass der Betroffene vorher 
in aller Form zugestimmt habe. 

In diesem Sinne hat die schweizerische Bundesan­
waltschaft folgende Richtlinien zu Art. 273 StGB ge­
geben: 

«1. Soweit eine Auskunft ausschliesslich Verhältnisse be­
trifft, an denen einzig der Auskunfterteilende ein Geheimhal­
tungsinteresse hat, kann der Entscheid über die Preisgabe 
derartiger Belange dem Betreffenden selbst überlassen wer­
den. 

2. Nach Art. 273 StGB ist es jedoch verboten und straf­
bar, zuhanden des Auslandes über wirtschafthche Verhält­
nisse Auskunft zu geben, 

— an denen ein (direktes) gesamtschweizerisches Ge­
heimhaltungsinteresse besteht oder 

— an deren Geheimhaltung ein Dritter, welcher der 
Preisgabe nicht vorher in aller Form zugestimmt hat, ein 
schutzwürdiges Interesse besitzt.»'"' 

Auch die E B K entschied gegenüber einer Zweig­
niederlassung einer ausländischen Bank im Falle einer 
Datenfernverarbeitung, welche unter Auftragsrecht 
erfolgte, dass vorgängig unter anderem die ausdrückli­
che Zustimmung der Kunden eingeholt werden muss"". 
Das Einholen einer ausdrückhchen Zustimmung der 
Bankkunden zum Datentransfer ins Ausland lässt 
sich daher nicht vermeiden''^. Insbesondere kann sich 
die Bank nicht auf Art. 4''"'"''"'" BaG berafen, da die­
ser nur den Informationsfluss zur konsolidierten Be­
aufsichtigung regelt. 

Zur Form, in welcher die Einwilhgung erteilt wer­
den muss, hielt die E B K folgendes fest: 

«Die allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bank X ent­
halten nunmehr eine Klausel («Limited Waiver of Secrecy»), 
in welcher die Kundschaft ausdrückhch auf die bankeigene 

Peter C. Honegger, Amerikanische Offenlegungspflichten 
in Konflikt mit schweizerischen Geheimhaltungspflichten, 
Zürich 1986, 141. Kritisch zum breiten Anwendungsbe­
reich von Art. 273 StGB; Samt Hayim, Bankgeheimnis — 
ist der Datentransfer ins Ausland gesetzeskonform?, 
ST 1991 134. 
EBK-BuUetin 1991, 24 f f ; bestätigt in der Verfügung der 
E B K vom 14. Dezember 1993, EBK-BuUetin 1994 31 f 
A . M . Tissot ( F N 37), 98 sowie Matthäus J. Den Otter, 
Elektronische Datenverarbeitung von Schweizer Banken 
im Ausland, ST 1992 30. Beide gehen davon aus, dass 
auch eine stillschweigende Einwilligung möglich sei, wo­
bei strenge Anforderungen zu stellen seien, so etwa, dass 
der einwilUgungsbedürftige Vorgang tatsächlich vom Be­
wusstsein des Kunden gedeckt sei, oder dem Vorteil und 
der mutmasslichen Absicht des Kunden entspreche. A n ­
gesichts der klaren Stellungnahme der E B K in dieser 
Frage empfiehlt es sich aber nicht, auf die Einholung 
einer ausdrücklichen EinwilUgung zu verzichten. 

Datenfernverarbeitung in Grossbritannien hingewiesen 
wird. In einem zweiten, fettgedruckten Absatz wird festge­
halten, dass der Kunde mit der Unterzeichnung der aUgemei­
nen Geschäftsbedingungen der mit der Auslandverarbeitung 
verbundenen, beschränkten Aufhebung des Bankgeheimnis­
ses zustimme. Daher Uegt infolge EinwiUigung des Geheim­
nisherrn keine Verletzung des Bankgeheimnisses vor.»*-' 

Eine vorgängige Zustimmung des Kunden in allge­
meinen Geschäftsbedingungen (AGB) ist somit zu­
mindest dann genügend, wenn die entsprechende 
Klausel hervorgehoben ist und der Kunde die A G B 
unterzeichnet. 

4. Das Bankgeheimnis bei Übernahmen 

4.1 Allgemeines und Rechtsformen 

Das Bankengesetz, der Übernahmekodex und das 
künftige Börsengesetz enthalten keine besonderen 
Normen, die den Informationsfluss bei der Über­
nahme einer Bank regeln. 

Nachfolgend wud insbesondere auf zwei Pro­
blembereiche ün Rahmen des Ablaufs einer Über­
nahme eingegangen: Die Due Diligence Prüfung des 
Zielobjektes bei der Vorbereitung der Übernahme und 
der eigenthche VoUzug der Übernahme, der in drei 
Hauptformen erfolgen kann: Dem Kauf der Aktien, der 
Fusion oder der Übernahme von Alctiven und Passiven. 

4.2 Die Due Dihgence Prüfung 

Im Rahmen der Due Düigence Prüfung sollen 
Kredit- und andere Kundenrisiken erfasst werden, 
wofür die Bearbeitung von Kundeninformationen un­
umgänglich ist. Der Übernahmeinteressent ist zu die­
sem Zeitpunkt naturgemäss noch nicht mit dem Ziel­
objekt verbunden und damit ein Dritter. Aufgrund 
des Bankgeheimnisses dürfen ihm deshalb keine Kun­
deninformationen offengelegt werden. Ausnahms­
weise können dem Übemahmeinteressenten im Rah­
men des sog. «Confidentiality Agreement» Kunden­
informationen zugänghch gemacht werden, wenn die 
Übernahme — z. B. wegen schlechter wirtschafthcher 
Lage der Zielbank — auch als im Interesse des Bank­
kunden liegend erscheint'*''. 

Dem grundsätzhchen Offenlegungsverbot wird im 
übrigen in der Praxis namentlich auf zwei Arten 
begegnet: 

"3 EBK-BuUetin 1991 30. 
^ Vgl. dazu vorstehend bei F N 35 — 36. 
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- Eine Lösung ist, dass ein Mitglied des Verwaltungs­
rates oder der Geschäftsleitung der übernehmenden 
Gesellschaft in den Verwaltungsrat oder die Ge­
schäftsleitung der Zielgesellschaft Einsitz nimmt. 
Obschon diese Person die Kundeninformationen 
nur in anonymisierter Form weiterleiten darf, wird 
sich die übernehmende Gesellschaft in der Regel 
auf die Aussagen ihres Beauftragten verlassen. 

- Die andere Möglichkeit - oft parahel mit der erst­
genannten angewendet — ist die Erteilung eines 
Revisionsauftrages durch die Zielgesellschaft an die 
Revisionsstehe der übernehmenden Gesellschaft. 
Der erstellte Bericht wird zwar ausschhesslich der 
Zielgesellschaft zugestellt, doch kann er anschhes­
send anonymisiert auch der übernehmenden Ge­
sellschaft zugänglich gemacht werden. Diese wird 
sich auf die durch ihre eigene Revisionsstelle er­
folgte Prüfung verlassen. 

Beide Vorgehensweisen erscheinen ohne weiteres 
als zulässig, da der Bankkunde kein Recht auf Ein­
flussnahme bei der Bestellung von Verwaltungsrat 
und Revisionsstelle der Bank hat. 

4.3 Übernahme der Aktien 

Erfolgt die anschliessende Übernahme der Zielge­
sellschaft durch Kauf und Übertragung aller (oder 
zumindest der Mehrheit) der Aktien, so entsteht eine 
Konzernsituation, wofür auf die vorstehenden Aus­
führungen verwiesen werden kann. 

Die Übertragung der Aktien auf die überneh­
mende GeseUschaft selber führt nicht zu einer Ände­
rung des Geheimnisträgers, sondern nur zu einem 
Wechsel des ihn beherrschenden Aktionärs. Der 
Bankkunde hat aber aus dem Bankgeheimnis kein 
Recht auf Mitbestimmung des Aktionärs; vertraut er 
dem neuen Mehi-heitsaktionär nicht, so hat er nur die 
Möglichkeit, die Bankbeziehung abzubrechen. 

4.4 Fusion 

Unabhängig davon, ob die Fusion in Form der 
Absorption oder der Kombination erfolgt, tritt eine 
Gesamtrechtsnachfolge ein'* .̂ Von praktischer Rele­
vanz ist vor allem die Absorption. Kombinationen 
sind sehr selten. 

Hier stellt sich die Frage, ob im Rahmen der Ge­
samtrechtsnachfolge die Stellung als Geheimnisträger 
übergeht. Aufgrund der Persönlichlceitsrechte der 

Rudolf Tschäni, Unternehniensübernahnien nach Schwei­
zer Recht, 2. A . , Basel und Frankfurt am Main 1991,63 f f 

Bankkunden ist ein solcher Übergang nicht selbstver­
ständlich''^: Für den zunächst analog anwendbar 
scheinenden Fall der Vererbung einer Arztpraxis wird 
trotz der Gesamtrechtsnachfolge ein Übergang der 
Patientendaten auf den Erben nur mit Zustimmung 
der Patienten zugelassen''''. Immerhin hat das Bundes­
gericht aber in einem kürzlich ergangenen Entscheid 
zu dieser Problemstellung zugelassen, dass sogar der 
Käufer einer Praxis von den Erben des Arztes zwar 
nicht die gesamten Krankengeschichten, aber immer­
hin die Namen und Adressen der Patienten einsehen 
darf, um die Patienten anschreiben zu können''^. Das 
Bundesgericht zeigte sich damit gewUlt, nicht primär 
auf dogmatische Konstruktionen abzustellen, son­
dern eine vernünftige und praktikable Lösung zu fin­
den. 

Überträgt man diesen Lösungsansatz auf die 
Bankfusion, so erscheint ein Übergang auch der per­
sönlichkeitsrechtlichen Komponente des Bankge­
heimnisses im Rahmen der Gesamtrechtsnachfolge 
trotz allenfaUs möglicher dogmatischer Bedenken als 
durchführbar. Im Gegensatz zum Arztgeheimnis sind 
beim Bankgeheimnis in der Regel weder die betrof­
fenen Daten höchstpersönlicher Natur''', noch ist das 
Verhältnis zum Geheimnisträger von der Persönlich­
keit eines Menschen geprägt Zudem verschwindet 
bei der Fusion, anders als beim Tod eines Arztes, der 
Geheimnisträger nicht, sondern geht in einer anderen 
juristischen Person auf. Der Übergang erscheint auch 
deshalb als weniger schwerwiegender Eingriff in die 
Rechte der Kunden, da bereits vor der Fusion mein-
Menschen Zugang zu den vom Bankgeheimnis ge­
schützten Daten als zu den vom Arztgeheimnis be­
troffenen hatten. Endlich ist auch zu beachten, dass 
der Entscheid über die Fusion den Aktionären der 
absorbierten Bank zusteht und es ein massiver — und 
zudem praktisch kaum durchführbarer — Eingriff in 
die GeseUschaftsrechte wäre, müsste zuvor die Zu­
stimmung aher Bankkunden eingeholt werden. In die­
sem Licht überwiegt das Interesse der Aktionäre am 

Ders. 66. 
Thomas Probst, Datenschutzprobleme bei vertraglicher 
Veräusserung einer Arztpraxis, A J P 1994 978. 

"8 B G E 119 II 222. 
Bodmer j Kleinerl Lutz ( F N 6), N 112 zu Art. 47. 

5" Aubert/Beguin /Bernasconi/ Graziano-von Burg/ Schwöb / 
Treuillaud ( F N 6), 415; auf dieses Element insbesondere 
stützt Probst ( F N 47) seine Argumentation, so dass seine 
Überlegungen zur Übertragung einer Arztpraxis nicht 
ohne weiteres auf Bankfusionen angewandt werden kön­
nen. 
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Übergang der Kundendaten im Rahmen der Univer­
salsukzession gegenüber dem Interesse der Bankkun­
den auf absoluten Geheimnisschutz^'. 

Bei allen Vorbehahen hinsichtlich der Anwendung 
eines Entscheides betreffend eine Arztpraxis auf den 
komplexen Vorgang einer Bankenfusion darf gestützt 
auf den genannten Entscheid des Bundesgerichtes da­
von ausgegangen werden, dass die überlebende Bank 
einer Absorption zumindest Name und Adresse der 
Bankkunden der übernommenen Bank einsehen und 
diese Kunden anschreiben darf Darüber hinaus ist 
grundsätzlich von einer echten Universalsukzession 
auch hinsichtlich der weiteren Kundeninformationen 
auszugehen, so dass eine Einwilligung der Kunden 
nicht eingeholt werden muss^^ 

Dies entspricht im übrigen auch der gegenwärtigen 
Praxis der Banken, die ihren Kunden in der Regel 
Fusionen zwar mitteilen, jedoch keine ausdrückhche 
Zustimmung zum Übergang der Daten einverlangen. 

4.5 Übernahme von Aktiven und Passiven 

Ganz anders als bei der Fusion von zwei Banken 
stellt sich die Frage, wenn eine Bank von einer ande­
ren einen Teil oder alle Aktiven und Passiven über­
nimmt, die andere Bank als juristisches Gebilde aber 
bestehen bleibt. 

Obwohl wirtschaftlich betrachtet nur ein Geschäft 
— die Übernahme einer Bank mit ihren Aktiven und 
Passiven — vorliegt, erfolgt die Übernahme gestützt 
auf Art. 181 OR und es findet daher keine Universal­
sukzession statt. Art. 181 O R erfasst überdies nur den 
Schuldübergang, d. h. den Übergang der Passiven. 
Die Aktiven, also die Forderungen, müssen nach den 
für das jeweilige Aktivum geltenden Rechtsvorschrif­
ten einzeln übertragen werden, es gilt Singularsukzes-
sion^^. In der Lehre ist überdies umstritten, ob der 
Schuldübergang auch Schulden aus Dauerschuldver­
hältnissen, wie hier die Treue- und Schweigepflichten, 
umfassen kann '̂*. Da gestützt auf Art. 181 O R nur 
einzelne Schulden, nicht aber das Vertragsverhältnis 
als ganzes übergeht, ist bereits ein Übergang der ver­
tragsrechtlichen Seite des Bankgeheimnisses äusserst 
fraglich. 

5' Vgl. auch B G E 106 Ib 369. 
'2 G l . M . AubertIBeguinjBernasconiIGraziano-von Burgj 

Schwöb! Treuillaud ( F N 6), 415. 
Rudolf Tschäni, in: Kommentar zum Schweizerischen 
Privatrecht, Obligationenrecht I, Basel 1992, N l zu 
Art. 181, m. w. H . 

5" Tschäni ( F N 45), 26. 

Demzufolge bleibt der übertragenden Bank in der 
Regel nichts anderes übrig, als vorgängig die Zustim­
mung aller Kunden zur Übertragung einzuholen. Diese 
sollte — wie in anderem Zusammenhang bereits dar­
gelegt — ausdrücklich bzw. schrifthch erfolgen, da es 
nicht nur um die Übertragung von Kundeninforma­
tionen, sondern um die Begründung eines neuen Ver­
tragsverhältnisses geht. Oft vergessen wird aber, dass 
auch die Daten der mit der Bank nicht oder noch 
nicht in einer Vertragsbeziehung stehenden Kunden 
vom Bankgeheimnis erfasst sind und daher auch für 
diese Daten eine Zustimmung zur Übertragung vor­
liegen muss. Eine Ausnahme vom Erfordernis der 
vorgängigen Zustimmung ist ebenfalls aufgrund klar 
überwiegender Interessen wie im Falle der drohenden 
Zahlungsunfähigkeit der übertragenden Bank denk­
bares. 

In der Praxis halten sich die Banken an die be­
schriebenen Anforderungen. Dies sogar dann, wenn 
Zweigniederlassung und Tochtergesellschaft einer 
Bank zusammengeführt werden. Das sehr aufwendige 
Einholen des Einverständnisses aller Kunden ist wohl 
mit ein Grund dafür, dass Bankübernahmen wenn 
irgend möghch in der Form eines Aktienkaufs oder 
einer Absorption stattfmden. 

5. Folgerungen 

Zuammenfassend kann somit festgestelh werden, 
dass die Rechtslage hinsichthch des Bankgeheimnisses 
bei Übernahmen einigermassen klar erscheint. Allen­
falls wünschenswert wäre eine Bestätigung der E B K , 
dass bei der Fusion auch das Bankgeheimnis von der 
Universalsukzession erfasst wird. 

Dagegen besteht trotz dem neu eingefügten 
Art. 4'!""'""'̂  BaG noch immer ein dringender Klarstel­
lungsbedarf für Datenflüsse im Konzern; ebenso ist 
derzeit unklar, in welchem Ausmass Kundendaten auf 
dem Wege der Auftragserteilung an Dritte weitergege­
ben werden dürfen. Eine Regelung dieser Fragen 
muss einen angemessenen Ausgleich zwischen den 
Persönlichkeitsrechten der Bankkunden, insbeson­
dere vor Übergriffen ausländischen öffentlichen 
Rechts, und den Bedürfnissen des modernen Bank­
managements finden. 

55 Vgl. vorn bei F N 12 sowie bei F N 40-43 . 
5^ So hat das Bundesgericht aus teilweise ähnlichen Überle­

gungen im Falle der Zahlungsunfähigkeit einer Bank ein 
überwiegendes Interesse der Gläubiger an der Offenlegung 
von Kundeninformationen bejaht, vgl. B G E 106 Ib 369. 
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